
Zutritt in das gesperrte Gebiet kann eine vorherige Zustimmung voraussetzen. Die 
Art und Weise der Sperrung wird immer vom Zweck abhängig sein. Der Sinn der 
Einrichtung von Sperrgebieten zieht auch das Verbot nach sich, das betreffende 
Gelände, die Gebäude oder sonstige Anlagen zu fotografieren, zu beschreiben, 
Skizzen davon anzufertigen oder auf eine andere Art bildlich darzustellen.

Die Sperrgebiete werden durch Schilder gekennzeichnet oder durch Posten der 
VP, der NVA oder anderer bewaffneter Organe gesichert.

Soweit die Möglichkeit besteht, ist die Einrichtung eines Sperrgebietes minde­
stens 14 Tage vor der Sperrung durch die VP bekanntzumachen. Die Bekannt­
machung ist dann notwendig, wenn durch die Sperrung die Interessen von Teilen 
der Bevölkerung betroffen werden. Es geht hier nicht um eine allgemeine Mittei­
lung. Hierzu ist die Kennzeichnung des jeweiligen Sperrgebietes ausreichend. Der 
notwendige Umfang und die Art und Weise der Bekanntmachung hängen von den 
Auswirkungen im konkreten Fall ab und müssen jedesmal gut durchdacht und 
entschieden werden. In der Bekanntmachung sind die für das Sperrgebiet geltende 
Ordnung und die für die Erlaubnisse zum Zutritt bzw. Aufenthalt zuständigen 
Dienststellen der VP festzulegen. Diesen Dienststellen obliegt auch die Durchset­
zung der festgelegten Ordnung.

Die Entscheidung über die Einrichtung von Sperrgebieten treffen die Komman­
deure von Verbänden oder höhere militärische Vorgesetzte. Über die Schaffung von 
ständigen Sperrgebieten und solchen zeitweiligen, die sich über mehrere Bezirke 
erstrecken oder auf wichtige Zweige der Volkswirtschaft auswirken bzw. andere 
Folgen von zentraler Bedeutung haben, entscheidet der Minister für Nationale 
Verteidigung. Die Einrichtung von Sperrgebieten für andere bewaffnete Organe als 
die NVA und die Grenztruppen der DDR sowie die Streitkräfte der verbündeten 
Staaten erfolgt durch das Ministerium für Nationale Verteidigung.

Durch die Sperrung von Gebieten entstehen zahlreiche Probleme für die Be­
völkerung hinsichtlich der Versorgung, des Verkehrs, der Organisation der Arbeit 
in den Betrieben, des gesellschaftlichen Lebens u. a. Deshalb haben sich die zustän­
digen Vorgesetzten in der NVA oder in den anderen bewaffneten Organen vor 
der Entscheidung über die Einrichtung von Sperrgebieten mit den Leitern der zu­
ständigen Organe zu beraten. Ist die Entscheidung getroffen, haben diese Organe 
die notwendigen Maßnahmen zur Gestaltung des politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Lebens des betreffenden Gebietes festzulegen. Im allgemeinen sind 
dafür die örtlichen Staatsorgane zuständig. Die zentralen Staatsorgane haben dann 
Hilfe zu gewähren, wenn die notwendigen Maßnahmen die Zuständigkeit der ört­
lichen Staatsorgane überschreiten.

17.4.2. Der Schutz der Staatsgrenze als Maßnahme zur Gewährleistung 
der territorialen Integrität der DDR

In Art. 7 der Verfassung der DDR wird den Staatsorganen die Pflicht auferlegt, die 
territoriale Integrität unseres Staates und die Unverletzlichkeit seiner Grenzen zu 
gewährleisten. Ihnen ist damit eine große Verantwortung zum Schutz des Friedens, 
der sozialistischen Gesellschaftsordnung und der Errungenschaften der Bürger 
unseres Staates übertragen worden.
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